
 

 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Regierungsratsbeschluss vom 14. Januar 2014   

 

P131938 Änderung der Verordnung betreffend Ferien und Urlaub der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Kantons Basel-Stadt (Ferien- und Urlaubsverordnung) 
 

 
 
://: 1. Der Regierungsrat genehmigt die Änderung der Verordnung 

betreffend Ferien und Urlaub der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Kantons Basel-Stadt vom 6. Juli 2004 (Ferien- und Urlaubs-
verordnung). 

 2. Die Änderung wird rückwirkend per 1. Januar 2014 wirksam. 

 

 

Begründung 

Mit dem Anzug Dominique König-Lüdin und Konsorten betreffend „bes-
sere Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Mütter und Väter“ wurde 
unter anderem eine Erhöhung des bezahlten Vaterschaftsurlaubs von 
fünf auf zehn Tagen beantragt. Entsprechend dem Beschluss des Re-
gierungsrates vom 29. Oktober 2013 wird in § 18 Abs. 1 Ziff. 3 Ferien- 
und Urlaubsverordnung der Anspruch auf Vaterschaftsurlaub von fünf 
auf zehn Tage erhöht. Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie wurde gleichzeitig festgelegt, dass die Frist für 
den Bezug des bezahlten Vaterschaftsurlaubs von drei Monaten auf 
ein Jahr erweitert wird. 

 

 

                                                                                            
 


